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Herbststürme 

Die lauen Sommertage sind vorbei. Nun geht es ans 
Eingemachte. Spaltende Themen fegen durch den 
Blätterwald und es weht ein rauher Wind. In einem ge-
sunden Wald werden die Wurzeln halten und die Bäu-
me und Pflanzen einander gegenseitig Raum lassen. 

In einer 30%-Partei haben viele Meinungen Platz. Es 
gibt Geimpfte und Ungeimpfte, wie in jeder Partei. Im 
Abstimmungskampf gibt es laute und leise Töne, wie 
immer, nur geht uns Corona näher als andere Themen. 

Denken wir in den Herbststürmen an das, was uns eint, 
und nicht an das, was uns trennt: Die Überzeugung, 
dass politische Entscheide an der Urne demokratisch 
gefällt werden sollen; dass wir uns von der EU keine 
Vorschriften machen lassen, sondern auf Augenhöhe 
verhandeln wollen; dass sich Leistung lohnen soll, in 
der Schule und im Portemonnaie, und dass Eigenver-
antwortung vor Staat geht? Dafür steht die SVP, vor, 
während und nach stürmischen Zeiten. 

Aliki Panayides

#bernstarkwww.svp-bern.ch, SVP Kanton Bern,  
November, Nr. 4-2021

Als Absolvent der klassischen «Ochsen-
tour» – inklusive Praktikum auf dem Partei-
sekretariat in jungen Jahren – kennt Man-
fred Bühler die SVP Kanton Bern 
grundsätzlich gut. Dennoch liess er es sich 
nicht nehmen, bei seinem Amtsantritt im 
 Juli eine fundierte Analyse der aktuellen 

strukturellen und politi-
schen Situation unse-
rer Partei vorzuneh-
men. Darauf basierend 
sollen die kommenden 
Monate für die Vorbe-
reitungen auf das wich-
tige Jahr 2022 genutzt 
werden. Er sieht dabei 
Parallelen zur Vorge-
hensweise bei seinem 
Hobby, dem Moto-
cross: «Cela peut 
sembler une lapalissa-
de, mais on l’oublie 
parfois dans la politi-
que actuelle, qui se dé-
roule à un rythme effré-
né : Vous ne pouvez 

pas gagner sans une bonne préparation, 
une bonne condition physique et une con-
centration totale. C’est sur cela que nous 
devons travailler maintenant. In der Pande-
mie sind wir alle etwas aus der Form ge-
kommen. Ich habe an meiner Antrittsrede 
im Juli gesagt, es müsse ein Ruck durch die 

Motorfahrzeugsteuern: 

15’153 Unterschriften 

eingereicht !!!

Parteipräsident Manfred Bühler zieht nach 111 Tagen im Amt eine erste Bilanz: Die Partei 
verfügt über solide Strukturen und engagierte Köpfe. Nun gilt es, die Kräfte auf die wichtigen 
Ziele 2022 auszurichten: allen voran die Abstimmung über die Motorfahrzeugsteuer und die 
Grossratswahlen 2022.



2 Manfred Bühler und seine Facetten

Partei. Mit Klausuren, Workshops und wei-
teren Sitzungen, die bis Ende Jahr abge-
schlossen sein werden, soll dies gelingen.» 
Er fügt zufrieden an: «Die Wahlkreispräsi-
dentinnen und -präsidenten sind ebenso 
motiviert wie das ganze Wahlteam, das spü-
re ich deutlich an den monatlichen Vorbe-
reitungssitzungen. Ich bin deshalb über-
zeugt, dass wir bis Ende Jahr in Topform 
und bereit sein werden.»  
 

Ein erster wichtiger Pflock im Wahljahr 2022 
kann bereits am 13. Februar eingeschlagen 
werden, bei der Abstimmung über die 
 Erhöhung der Motorfahrzeugsteuern. Das 
Referendum ist zustande gekommen – an 
dieser Stelle ein herzliches Dankeschön für 
die Unterstützung. Wir können und müssen 
am 13. Februar erneut zeigen, dass wir in 
Stadt und Land mobilisieren können, wie 
uns dies im Juni bei der Abstimmung zum 

CO2-Gesetz und zu den Agrarinitiativen so 
hervorragend gelungen ist. Wir konnten da-
mals die Übermacht der rot-grünen Stadt 
Bern brechen. Wiederholen wir diesen 
 Effort im Februar – und nutzen wir die Ab-
stimmung gleichzeitig als Training für die 
herausfordernden Grossrats- und Regie-
rungsratswahlen vom 27. März 2022! 
 

Ein Parteipräsident mit vielen Facetten

Manfred Bühler ist vielseitig engagiert: Er ist nicht nur Präsident der schwei-
zweit grössten Kantonalpartei, sondern führt auch ein eigenes Anwalts- und 
Notariatsbüro und ist Gemeindepräsident von Cortébert. Dennoch ist er 
auch in seiner Freizeit sehr aktiv: Er fährt leidenschaftlich gerne Motocross 
und hilft seinem Bruder auf dem elterlichen Hof und in der Métairie Jobert, 
einem typischen Berggasthof im Berner  Jura. 
 
Dies erfordert erhebliches Organisationsgeschick, Engagement und die Fä-
higkeit, die richtigen Prioritäten zu setzen. Als selbständiger Anwalt verfügt 
Manfred Bühler nicht nur über die nötigen Fähigkeiten dazu, sondern auch 
über die notwendige zeitliche Flexibilität. Er konnte deshalb seit seinem 
Amtsantritt bereits etliche Sektionen besuchen und den Puls der Parteibasis 
vor Ort fühlen.

Manfred Bühler –  
die Eckdaten

1979 
Gemeindepräsident Cortébert 
Heimatort Aeschi bei Spiez BE 
Selbständiger Anwalt und Notar mit 
Kanzlei in Biel 
Conseil du Jura bernois 2006 – 2015 
Grossrat 2010 – 2015 
Nationalrat 2015 – 2019 
Präsident Beirat Commission 
Motocross de la Fédération 
 Motocycliste Suisse FMS 
Leiter des Netzwerkes der Berner 
Naturpärke (Chasseral, Diemtigtal, 
Gantrisch, Aletsch) seit 2010
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Die SVP Kanton Bern steht immer für 
Freiheit und Sicherheit ein. Die Sicher-
heit ist in jüngster Zeit in mindestens 
zweifacher Hinsicht in Frage gestellt 
worden. 
 
Energiepolitik ist Sicherheitspolitik 
Einerseits steht unsere Versorgungssicher-
heit im Bereich Strom auf dem Spiel. Bun-
desrat Parmelin hat die Öffentlichkeit vor 
möglichen Einschränkungen in der Strom-
versorgung ab 2025 gewarnt. Diese Situa-
tion ist gefährlich und leider voraussehbar. 
Gefährlich, weil ein Kollaps des Stromnet-
zes in der Schweiz, auch Black-out ge-
nannt, verheerende Folgen hätte. Nach we-
nigen Tagen ohne Strom ist in einer 
modernen Gesellschaft mit Bürgerkrieg zu 
rechnen, weil der Zugang zu Geld, Treib-
stoffen oder Lebensmitteln sofort einge-
schränkt oder gar unmöglich würde. Ein sol-
ches Risiko dürfen wir keinesfalls eingehen. 
Voraussehbar ist die aktuelle Situation lei-
der aufgrund der total verfehlten Energie-
strategie des Bundes. 2011 ist der grösste 
Fehler passiert, nämlich der Ausstieg aus 
der Atomenergie. Ca. ein Drittel des Stroms 
in der Schweiz stammt aus sicheren und 
modernen Atomkraftwerken, welche den 
Strom zuverlässig und konstant produzie-
ren, und erst noch praktisch CO2 frei. Das 
Beispiel Deutschland zeigt deutlich, dass 
der Ausstieg nicht funktioniert. Vor 20 Jah-
ren hatte Deutschland ca. 100 Gigawatt 
konventionelle Kraftwerke. Nach 20 Jahren 
massiver Investitionen in Solar- und Wind-
kraftwerke sind ca. 100 Gigawatt neue Er-

neuerbare installiert worden. Kostenpunkt: 
ca. 200 bis 300 Milliarden Euro! Deutsch-
land konnte jedoch keine Reduktion der 
konventionellen Kraftwerke vornehmen, da 
die AKW durch Gas- und Kohlekraftwerke 
ersetzt wurden. Die Produktion der neuen 
Erneuerbaren hat lediglich zur Folge, dass 
die konventionellen Kraftwerke ca. 20% 
weniger produzieren, also weniger wirt-
schaftlich sind. Weil die Erneuerbaren nicht 
zuverlässigen und nicht steuerbaren Strom 
produzieren, müssen die konventionellen 
Kraftwerke aufrechterhalten bleiben für die 
zahlreichen Zeiten, wo nicht genug Sonne 
scheint und/oder Wind weht. Auch 
Deutschland befürchtet Strommangel, der 
Strompreis ist massiv gestiegen. Mit über-
teuerten Investitionen hat Deutschland ein-
fach ein zweites Produktionsnetz aufgebaut 
und muss das alte vollständig erhalten. Die 
CO2-Bilanz der Stromproduktion wurde kei-
neswegs verbessert, eher im Gegenteil. In 
der Schweiz sind wir noch nicht so weit, 
aber es ist 5 vor 12, um diese unsinnige 
Strategie nicht nachzumachen. Wir dürfen 
nicht dieselben Fehler begehen und soll-
ten den Ausstieg aus der Atomenergie 
sofort überdenken. 
 
Sicherheit auch bei Demos 
Andererseits ist die Sicherheit im öffentli-
chen Raum immer öfter gestört, namentlich 

durch Demonstrationen und zivilen Unge-
horsam. Klimaaktivisten blockieren Stras-
sen und Plätze ohne Bewilligung. Sie bre-
chen Recht und rufen den angeblichen 
Rechtfertigungsgrund der Klimakrise an. 
Auch Demonstrationen gegen die Corona-
massnahmen in Bern oder anderswo hatten 
Gewaltakte zur Folge. In all diesen Situatio-
nen musste die Polizei mehr oder weniger 
hart durchgreifen. Leider haben einige Stim-
men sogar in unseren Reihen die Aktion der 
Polizei scharf kritisiert. Ich bedaure das zu-
tiefst. Die Polizei ist immer und überall für 
Ordnung und Recht zuständig. Keine poli-
tische Haltung, weder Klimakrise noch 
Ablehnung der Corona-Massnahmen, 
rechtfertigt einen Gesetzesbruch. Die 
SVP kann keine Gewalt akzeptieren. Wir le-
ben in einem Rechtsstaat und einer direkten 
Demokratie. Unter diesen Umständen hat 
die Polizei volles Vertrauen und Unterstüt-
zung verdient und soll immer und überall 
respektiert werden. Ich möchte an dieser 
Stelle allen Polizistinnen und Polizisten, 
welche einen harten Beruf ausüben, herz-
lich danken.  
 
Stehen wir also alle zusammen, um die 
 Sicherheit in unserem Land immer wieder 
zu schützen und zu verbessern! 
 
Manfred Bühler, Parteipräsident, Cortébert

Sicherheit ist auch Versorgungssicherheit
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Besser der Spatz in der Hand als die Taube 
auf dem Dach – Nein zur Pflegeinitiative

der Initiative aber mit einem indirekten Ge-
genvorschlag bereits mit konkreten Geset-
zesanpassungen umgesetzt. 
 
Indirekter Gegenvorschlag bringt rasche 
Besserung  
Mit einer Ausbildungsoffensive soll die 
 Attraktivität des Pflegeberufs gesteigert 
werden. Angehenden Pflegefachkräften 
werden Beiträge an die Lebenshaltungs-
kosten geleistet, weil der tiefe Ausbildungs-
lohn als eine der Ursachen für die zu geringe 
Zahl von Abschlüssen gilt. Spitäler, Pflege-
heime und Spitexorganisationen haben neu 
eine Ausbildungsverpflichtung, für welche 
die Kantone verbindliche Vorgaben ma-
chen. Die Kantone finanzieren den Leis-
tungserbringern die ungedeckten Kosten 
der praktischen Ausbildungsleistungen 
mindestens teilweise. Die finanzielle Unter-

Die Initiative adressiert ein wichtiges Problem, der indirekte Gegenvorschlag löst dieses 
aber besser und rascher. 

L'initiative aborde un problème impor-
tant, mais le contre-projet indirect le 
résout mieux et plus rapidement. 
 
L'initiative sur les soins infirmiers exige de 
la Confédération et des cantons qu'ils en-
couragent les soins de longue durée, 
qu'ils offrent suffisamment de soins de 
qualité accessibles à tous et qu'ils veillent 
à ce qu'il y ait suffisamment de personnel 
soignant qualifié. 
 
La question a été incontestée au Parle-
ment en raison de la pénurie actuelle de 
travailleurs qualifiés. Ce qui est contesté, 
en revanche, c'est que les préoccupations 
d'un seul groupe professionnel seraient 
fixées au niveau constitutionnel. Pour 
cette raison, le Parlement a rejeté l'initia-
tive, mais a déjà mis en œuvre ses préoc-
cupations par un contre-projet indirect 
avec des modifications concrètes de la loi. 
 

Mieux vaut un oiseau dans la main qu'un pigeon sur le toit - Non à l'initiative « Pour des soins in-
firmiers forts (initiative sur les soins infirmiers) »

Le contre-projet indirect apporte une 
amélioration rapide  
L'offensive de formation prévue vise à ac-
croître l'attractivité de la profession d'in-
firmier. Le faible salaire de formation est 
considéré comme l'une des raisons du fai-
ble nombre de diplômés. Les hôpitaux, les 
maisons de retraite et les organisations 
Spitex ont désormais une obligation de 
formation pour laquelle les cantons éta-
blissent des prescriptions contraignantes. 
Les cantons financeront au moins partiel-
lement les coûts non couverts des ser-
vices de formation pratique pour les pres-
tataires de services. Le soutien financier 
de la Confédération et des cantons s'élève 
à environ 1 milliard de francs.  
 
Ce projet a été soutenu par une large ma-
jorité dans tous les groupes parlemen-
taires, de sorte que le Parlement a ré-
pondu aux préoccupations des initiateurs 
sur presque tous les points. Seule la de-
mande supplémentaire de « conditions de 
travail conformes aux exigences » n'a pas 
été abordée par le Parlement, car elle ne 

relève pas de la responsabilité du gouver-
nement fédéral, mais des cantons et des 
partenaires sociaux.  
 
Néanmoins, les initiateurs se sont malheu-
reusement abstenus de retirer l'initiative et 
ont ainsi mis en danger leurs propres 
préoccupations principales pour une 
amélioration rapide de la situation des 
soins. Les modifications de la loi n'entre-
ront immédiatement en vigueur qu'au dé-
but de 2022 si l'initiative est rejetée. En 
cas de vote positif, un article constitution-
nel sera disponible. Mais comme d'habi-
tude, il faudra ensuite attendre deux à qua-
tre ans pour qu'une nouvelle loi soit 
adoptée. On peut douter qu'elle soit plus 
généreuse que la révision actuelle. 
 
Ceux qui veulent soutenir les aidants doi-
vent dire non, afin que l'initiative de for-
mation adoptée puisse être mise en œuvre 
immédiatement, selon la devise « Mieux 
vaut un oiseau dans la main qu'un pigeon 
sur le toit ». 

Die Pflegeinitiative fordert folgende Ergän-
zung der Bundesverfassung: «Bund und 
Kantone anerkennen und fördern die Pflege 
als wichtigen Bestandteil der Gesundheits-
versorgung und sorgen für eine ausreichen-
de, allen zugängliche Pflege von hoher Qua-
lität. Sie stellen sicher, dass eine genügende 
Anzahl diplomierter Pflegefachpersonen für 
den zunehmenden Bedarf zur Verfügung 
steht und dass die in der Pflege tätigen Per-
sonen entsprechend ihrer Ausbildung und 
ihrer Kompetenzen eingesetzt werden.» 
 
Das Anliegen war im Parlament aufgrund 
des bestehenden Fachkräftemangels in der 
Pflege unbestritten. Bestritten ist hingegen, 
dass Anliegen einer einzelnen Berufsgrup-
pe auf Verfassungsstufe festgelegt werden 
sollen. Deshalb haben National- und Stän-
derat die Initiative abgelehnt, die Anliegen 
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Parole der DV SVP BE: Nein  
(18 Ja, 209 Nein, 4 Enthaltungen)

NEIN

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 28. November 2021

Wollen Sie die Volksinitiative «Für eine starke Pflege 

(Pflegeinitiative)» annehmen?

Antwort

stützung von Bund und Kantonen beläuft 
sich auf gegen 1 Mia. Franken.  
 
Diese Gesetzesänderung wurde in allen 
Fraktionen grossmehrheitlich unterstützt, 
das Parlament kam den Anliegen der Initi-
anten also nahezu in allen Punkten entge-
gen. Einzig auf die zusätzlich verlangten 
«anforderungsgerechten Arbeitsbedingun-
gen» ging das Parlament nicht ein, da dies 
nicht in der Kompetenz des Bundes, son-
dern der Kantone bzw. der Sozialpartner 
liegt.  
 
Dennoch verzichten die Initianten leider auf 
einen Rückzug der Initiative und gefährden 
dadurch ihre eigenen Hauptanliegen zu ei-
ner raschen Verbesserung der Pflegesitua-
tion. Die Gesetzesanpassungen treten 
nur bei einem Nein zur Initiative per An-
fang 2022 sofort in Kraft. Bei einem Ja liegt 
zwar ein Verfassungsartikel vor. Wie üblich 
dauert es aber dann zwei bis vier Jahre, bis 

ein neues Gesetz verabschiedet wird. Ob 
dieses grosszügiger ausfällt als die aktuelle 
Revision, ist zu bezweifeln. 
 
Wer die Pflegenden unterstützen will, sagt 
Nein, damit die beschlossene Ausbildungs-
initiative sofort umgesetzt werden kann, 
nach dem Motto «Besser der Spatz in der 
Hand als die Taube auf dem Dach». 
 

Albert Rösti, Nationalrat, Uetendorf

Wie sich die Schweiz rettete 

In diesem umfassenden Grundlagenbuch 
beleuchtet Josef Mächler die Schweiz von 
1939 bis 1945. Dem Autor ist es dabei ein 
Anliegen, die ideologisch gewordene 
Geschichtsschreibung über die Schweiz 
im Zweiten Weltkrieg wieder auf 
gesicherte Fakten zu positionieren.

Vorname, Name

Adresse

PLZ, Ort

Tel./E-Mail

Datum, Unterschrift

Ich bestelle  _______ Expl. des Buches  «Wie sich die Schweiz 
rettete» zum Preis von 49 Franken, zzgl. Porto und Verpackung.

          Bitte senden Sie mir weitere Informationen über 
          die Vereinigung PRO LIBERTATE zu (www.prolibertate.ch).

Talon ausschneiden und einsenden an: 
Thomas Fuchs, Pro Libertate, Niederbottigenweg 101, 3018 Bern   
(oder via info@prolibertate.ch, Tel. 079 302 10 09, Thomas Fuchs, Präsident)

Freiheit bewahren – Freiheit verteidigen!

1956 wurde PRO LIBERTATE gegründet. Der Einmarsch der sowjetischen 
Truppen in Ungarn und die Errichtung totalitärer Regimes in Osteuropa 
zeigten, dass Demokratien und freiheitliche Gesellschaften, auch nach 
der Befreiung Europas von der Nazi-Diktatur, in Gefahr lebten. Deshalb 
trägt PRO LIBERTATE ihre Zielsetzung im Namen: «Für die Freiheit». Und 
der Name ist heute aktueller denn je!

PRO LIBERTATE
Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde
www.prolibertate.ch
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Weyermann Fuchs
Grossratskandidat, Bern Grossratskandidat, Bern

Janosch Thomas

Schneider
Sandra

Freudiger
Patrick

Grossrätin, Biel/Bienne Grossrat, Langenthal

Folgen Sie uns in den 
sozialen Medien

Twitter@bernstark

Facebook@SVPUDCBE

 Instagram@svpbernstark/
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Nein zum Covid-Gesetz

Die Teile des Covid-Gesetzes, über die ab-
gestimmt wird, betreffen die Weiterentwick-
lung des Contact-Tracings, die Kostenüber-
nahme der Covid-Tests durch den Bund 
und die Rechtsgrundlage für das Covid-
Zertifikat. 
 
Indirekter Impfzwang, Spaltung  
Die neuen Vorschriften gelten nur für Men-
schen, die sich nicht impfen lassen 
wollen/können. Gleichzeitig sollen Ein-
schränkungen für Geimpfte aufgehoben 
werden – obwohl sie nach wie vor anste-
ckend sein können. Diese Diskriminierung 
ist medizinisch unbegründet und unschwei-
zerisch. Wer sich nicht impfen lassen will, 
kann die Stelle verlieren. Ein indirekter Impf-
zwang also – und ein gefährliches Beispiel 
für die Zukunft.  
Eine weitere Verschärfung ist das Covid-
Zertifikat, ohne das gesunde Menschen 
nicht mehr vollständig am gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Leben teilneh-
men können. Kein Match, keine Open Airs 
usw. für alle ohne staatlichen Gesundheits-
pass. Das ist ungerecht und führt zu einer 
Spaltung der Gesellschaft.  
 

Um uns vor Covid zu schützen, genügen die bestehenden Gesetze. Es braucht keine wei-
teren Verschärfungen, die zu einer Spaltung der Schweiz und einer massiven Überwachung 
führen.

Bundesrätliche Machtausweitung  
Neu soll der Bund ein umfassendes digita-
les Contact-Tracing sicherstellen, eine 
komplette digitale Überwachung von uns 
allen. Auch muss er «die Kriterien und Richt-
werte für Einschränkungen und Erleichte-
rungen des wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Lebens» festlegen. Er erhält 
also Kontrolle über unser gesamtes Leben. 
 
Folgen bei einem Nein 
Bei einem Nein treten die Änderungen im 
März 2022 ausser Kraft, etwa die Auswei-
tung der Kurzarbeitsentschädigung oder 
die Entschädigung von Veranstaltern. Auch 
könnten keine Covid-Zertifikate mehr aus-
gestellt werden.  
Schweizer können indes weiterhin ins Aus-
land reisen, denn das Zertifikat ist nur einer 

der möglichen Wege, um die nötigen Nach-
weise zu erbringen.  
 
Jede/r muss sich fragen, ob ein maschinen-
lesbarer Code es wert ist, hierzulande Frei-
heit und Gleichheit auf die Probe zu stellen.  
 

Erich von Siebenthal, Nationalrat, Gstaad

Les lois existantes sont suffisantes 
pour nous protéger de Covid. Il n'est 
pas nécessaire de procéder à un nou-
veau resserrement qui conduirait à 
une division de la Suisse et à une sur-
surveillance massive. 
 
Les parties de la loi Covid qui seront sou-
mises au vote concernent la poursuite du 
développement de la recherche des 
contacts, la prise en charge des coûts 
des tests Covid par la Confédération et 
la base légale du certificat Covid. 
 
Vaccination obligatoire indirecte, divi-
sion  
La nouvelle réglementation ne s'applique 
qu'aux personnes qui ne veulent/peuvent 
pas se faire vacciner. Dans le même 
temps, les restrictions pour les per-
sonnes vaccinées seront levées – bien 
qu'elles puissent encore être conta-
gieuses. Cette discrimination est médi-
calement infondée et non suisse. Ceux 
qui ne veulent pas se faire vacciner peu-
vent perdre leur emploi. Une contrainte 
indirecte de vacciner tout le monde – et 
un exemple dangereux pour l'avenir.  
Un autre durcissement concerne le cer-
tificat Covid, sans lequel les personnes 

en bonne santé ne peuvent plus partici-
per pleinement à la vie sociale et écono-
mique. Ceci est injuste et conduit à une 
division de la société.  
 
Extension du pouvoir du Conseil fédé-
ral  
La Confédération doit assurer une re-
cherche numérique complète des 
contacts, un suivi numérique complet de 
chacun d'entre nous. Elle doit également 
déterminer « les critères et les points de 
référence pour les restrictions et les faci-
lités de la vie économique et sociale ». En 
d'autres termes, elle prend le contrôle de 
nos vies entières. 
 
Conséquences d'un vote négatif 
En cas de vote négatif, les amendements 
cesseront de s'appliquer en mars 2022, 
p.ex. l'extension de l'indemnisation du 
chômage partiel ou l'indemnisation des 
organisateurs d'événements. Les certifi-
cats Covid ne pouvaient également plus 
être émis.  
 
Chacun doit se demander si un code li-
sible par une machine vaut la peine de 
mettre à l'épreuve la liberté et l'égalité 
dans ce pays.  

Non à la loi Covid – le vote et les conséquences

Parole der DV SVP BE: Nein  
(58 Ja, 156 Nein, 8 Enthaltungen)

NEIN

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 28. November 2021

Wollen Sie die Änderung vom 19. März 2021 des 

Bundesgesetzes über die gesetzlichen Grundlagen für 

Verordnungen des Bundesrates zur Bewältigung der 

Covid-19-Epidemie (Covid-19-Gesetz) (Härtefälle, 

Arbeitslosenversicherung, familienergänzende 

Kinderbetreuung, Kulturschaffende, Veranstaltungen) 

annehmen?

Antwort
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Nein zur Justizinitiative – das Bundesgericht 
ist keine Tombola!

Zu den Aufgaben des Parlaments gehört 
auch die Wahl der Bundesrichter. Wie Exe-
kutive und Legislative soll auch die Judika-
tive die Bevölkerung in ihrer politischen Zu-
sammensetzung adäquat abbilden. Das ist 
der Grund, warum die Richterinnen und 
Richter in der Regel einer Partei angehören. 
 
Den Initianten der Justiz-Initiative ist dies 
ein Dorn im Auge, sie sehen im aktuellen 
Modus die Unabhängigkeit der Richter ge-
fährdet. Mit der Initiative soll die Wahl der 
Bundesrichter künftig zweistufig erfolgen: 
Zuerst soll eine vom Bundesrat bestimmte 
Kommission die Eignung der Bewerber prü-
fen. Danach sollen diese «geprüften» Be-
werber im Losverfahren ausgewählt wer-
den, wenn es mehr Bewerber als zu 
besetzende Stellen gibt. 
 

Die Bundesrichter dürfen nicht nach dem Losverfahren gewählt werden.

Initiative bringt keine Verbesserung 
Das Bundesgericht hat schon oft zweifel-
hafte Entscheide gefällt, etwa die Begrün-
dungspflicht negativer Einbürgerungsent-
scheide, was den Schweizer Pass zu einem 
Verwaltungsakt degradiert hat.  

Trotzdem bringt die Initiative keine Verbes-
serungen, im Gegenteil. Durch den Einsatz 
einer Kommission werden Richterwahlen 
intransparenter. Wie solche «Experten» ar-
beiten, sieht man bereits im Klimabereich, 
wo den Bürgern teure, bürokratische 
 Regeln aufgetischt werden. Hinzu kommt, 
dass eine kleine Kommission eine (Vor-) 
Wahl vornähme. Das 246-köpfige Parla-
ment gibt den Bundesrichtern mehr Legiti-
mität, schliesslich wurde es direkt vom Volk 
gewählt. Wenn es Verbesserungen braucht, 
dann in erster Linie bei der Aufsicht und 
Kontrolle der Gerichte, ihrer Richter und der 
Bundesanwaltschaft. Und hier kann der 
Stimmbürger mit der Wahl ihrer Volksvertre-
ter die Weichen stellen und die Parlamen-
tarier in die Pflicht nehmen. 
 

Les juges fédéraux ne doivent pas être 
élus par tirage au sort.  
 
L'élection des juges fédéraux est l'une 
des tâches du Parlement. Comme l'exé-
cutif et le législatif, le pouvoir judiciaire 
doit également représenter de manière 
adéquate la population dans sa compo-
sition politique. C'est la raison pour la-
quelle les juges appartiennent générale-
ment à un parti. 
 
Les initiateurs considèrent que l'indépen-
dance des juges est menacée par le sys-
tème actuel. Avec l'initiative, l'élection des 
juges fédéraux se déroulera à l'avenir en 
deux étapes : Tout d'abord, une commis-
sion nommée par le Conseil fédéral doit 
examiner l'aptitude des candidats. En-
suite, ces candidats « présélectionnés » 
seraient tirés au sort s'il y a plus de can-
didats que de postes à pourvoir. 
 
L'initiative n'apporte aucune amélio-
ration 
Le Tribunal fédéral a souvent pris des dé-
cisions douteuses, comme l'obligation 
de motiver les décisions négatives de na-

turalisation, qui a dégradé le passeport 
suisse en un acte administratif.  
Néanmoins, l'initiative n'apporte aucune 
amélioration, bien au contraire. Le re-
cours à une commission rend l'élection 
des juges plus opaque. Le fonctionne-
ment de ces « experts » est déjà visible 
dans le secteur du climat, où les citoyens 
se voient servir des règles coûteuses et 
bureaucratiques. En outre, une petite 
commission aurait une (pré-)élection. Le 
Parlement de 246 membres donne aux 
juges fédéraux une plus grande. Si des 
améliorations sont nécessaires, c'est 
avant tout dans la supervision et le 
contrôle des tribunaux, de leurs juges et 
du bureau du procureur général. Et c'est 
là que l'électorat peut donner le cap et 
demander des comptes aux parlemen-
taires en élisant leurs représentants. 
 
Conclusion : l'initiative promet l'indépen-
dance, mais conduit à moins de transpa-
rence. Le Tribunal fédéral n'est pas une 
tombola, et l'élection des juges n'est pas 
une soirée de loterie - donc, non à l'ini-
tiative sur la justice ! 

Non à l'initiative sur la justice - le Tribunal fédéral n'est pas une 
tombola !

Parole der DV SVP BE: Nein  
(einstimmig, 0 Enthaltungen)

NEIN

MUSTER
Stimmzettel für die Volksabstimmung vom 28. November 2021

Wollen Sie die Volksinitiative «Bestimmung der 
Bundesrichterinnen und Bundesrichter im 
Losverfahren (Justiz-Initiative)» annehmen?

Antwort

Fazit: Die Initiative verspricht Unabhängig-
keit, führt aber zu weniger Transparenz. Das 
Bundesgericht ist keine Tombola und die 
Richterwahlen kein Lotto-Abend – deshalb 
Nein zur Justiz-Initiative! 
 

Erich Hess, Nationalrat, Bern
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Sandra Schneider Herzig 
1991, Kaufm. Angestellte, 
Grossrätin, Biel

Christine Gerber 
1966, Dipl. Bäuerin /KV, 
Grossrätin /Gemeindepräsi-
dentin, Detligen

Christa Altorfer 
1969, Historikerin MA und 
Lehrerin, GGR, Steffisburg

Martha Bieri 
1966, dipl. Hauspflegerin, 
Gemeinderätin, Oberhofen

Franziska Fuss-Oehrli 
1967, Primarlehrerin /  
Bäuerin, Grossrätin /  
Gemeindepräsidentin, 
Teuffenthal BE

Monika Bernhard-Gerber 
1966, Eidg. dipl. Bäuerin, 
Kauffrau, Gemeinderätin, 
Urtenen-Schönbühl

Silvia Schärz-Schlapbach 
1981, Fachfrau Finanzen/  
Bäuerin, Scharnachtal

Anne Speiser-Niess 
1959, Grossrätin, 
Familienfrau/Projekt -
beraterin, Zweisimmen

Martina Aeberhard 
1973, Mutter /Hausfrau & 
Kauffrau im Familienbe-
trieb, Zimmerwald

Monika Kammermann 
1964, Kaufm. Angestellte, 
Bern

Karin Marti 
1979, Mutter & Hausfrau, 
Mitglied Kulturkommission 
Uetendorf, Uetendorf

Cornelia Wälchli 
1971, Arztsekretärin, 
Langenthal

Ann-Kathrin Aebi 
1987, Lehrerin /Standort-
leiterin, Alchenstorf

Andrea Gschwend-Pieren 
1978, Betriebswirtschafte-
rin lic.oec.HSG, 
Unternehmerin, Grossrätin, 
Kaltacker

Adelheid Rubi Huber 
1974, Betriebsdisp. /  
Landwirtin EFZ, ehem 
Gemeinderätin, Hasliberg 
Reuti

Anissa Weyermann 
1998, Immobilienbewirt-
schafterin, Bern

Verena Aebischer 
1989, Gemeindeschreibe-
rin, Grossrätin, Guggisberg

Eliane Burn 
1982, Kaufm. 
Angestellt /VR, Bern

Starke Frauen für den Grossen Rat:

Monika Sommer 
1974, Pharma – 
Assistentin /Bäuerin FA, 
Präsidentin der Bärner Bio 
Bure, Les Reussilles

Naïké Vuilleumier Rotzer 
1991, Opératrice en 
horogerie, Conseillère 
générale, Tramelan

Irena Bracher 
1979, Dentalhygienikerin 
HF, Bern

Isabel Glauser 
1975, Führungsfachfrau/  
Kleinkindererzieherin, 
Gemeinderätin, Thierachern

Ruth Oehrli-Pekoll 
1964, Schneesportlehrerin, 
Schneiderin, Hausfrau, 
Lauenen

Berner Jura Biel-Seeland

Emmental Mittelland Nord

Mittelland Süd

Thun

Nadja Günthör 
1965, Ausbildnerin IT /  
Dipl. Personal Coach, Vize -
präsidentin der IG Region 
Erlach, Erlach

Anne-Caroline Graber 
1976, Dr ès Sciences 
politiques, prof. d'Histoire 
et de Sciences politiques, 
Députée, La Neuveville

Gabriela Seiler 
1972, Kauffrau und 
Betreuerin Schülertages-
stätte, Vize-Gemeindeprä-
sidentin, Aarwangen

Corinne Gygax 
1979, Bäuerin eidg. FA, 
kaufm. Angestellte und 
Tourismusfachfrau HF, 
Grünenmatt

Myriam Bühler 
1974, dipl. Wirtschaftsfach-
frau VSK, Projektkauffrau, 
Vize-Gemeinderatspräsi-
dentin, Thierachern
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Miriam Gurtner 
1980, Leiterin 
Gesundheitspolitik, 
Gemeinderätin, Konolfingen

Lara Beer 
1995, Unternehmerin, 
Münsingen

Katja Riem 
1996, Winzerin EFZ, 
Agronomin FH, Grossrätin, 
Kiesen

Trudi Mösching-Signer 
1963, Projektleiterin, 
Gemeinderätin, Uetendorf

Marianna Bütschi-
Schmid 
1970, Besucherführerin /  
Kauffrau, Gemeinderätin, 
Frutigen

Leonie Sina Hensler 
1998, Kundenberaterin bei 
der Emmental 
Versicherung, Matten

Barbara Josi 
1965, Kauffrau, 
Gemeinderatspräsidentin 
Wimmis, Grossrätin/Frakti-
onspräsidentin, Wimmis

Karin Waber 
1962, Dipl. Handelskauf-
frau, Gemeinderätin,  
Worb

Elena Arati 
1967, Kauffrau EFZ, Bern

Franziska Scheibler 
1989, ETH MSc Studentin, 
Abschluss Master of 
Science ETH in Agrarwis -
senschaften 2022, Worb

Verena Müllener-Matti 
1957, Bäuerin, Gstaad

Petra Wyss 
1968, Unternehmerin, 
Aarberg

Anja Senti 
1996, Hochbauzeichnerin, 
Bellmund

Rahel Schürch 
1981, Unternehmerin und 
Bäuerin, Madiswil

Unsere SVP-Grossratskandidatinnen

Veronika Schneider- 
Stepniewski 
1967, Städt. Angestellte, 
Stadträtin, Biel/Bienne

Christine Fahrni-Burger 
1971, Bäuerin eidg. FA, 
Rumisberg

Stephanie Gartenmann 
2002, Rechtswissen-
schaftsstudentin, Matten b. 
Interlaken

Unterstützen Sie den  
Grossratswahlkampf! 
PC 30-2686-3 oder 

IBAN CH65 0900 0000 3000 2686 3 
Vermerk: «Wahlen»

Stadt Bern

Oberland

Oberaargau

Tanja von Dach 
1976,  Pflegeassistentin 
FA, Tagesschulbetreuerin 
und Labormitarbeiterin, 
Gemeinde rätin, Worben

Annegret Hebeisen- 
Christen 
1966, Geschäftsfrau SIU/  
Bäuerin, Grossrätin/Gemein-
derätin, Münchenbuchsee

Claudia Kammermann 
1965, Ausbilderin eidg. FA, 
Parlamentspräsidentin /  
Vizepräsidentin GPK, 
Münchenbuchsee

Aliki Maria Panayides 
1964, Dr. phil. 
hist. /Geschäftsführerin, 
Grossrätin /Vize-Gemeinde-
präsidentin, Ostermundigen

Kathrin Gilgen 
1971, Floristin /Bäuerin,  
1. Vizepräsidentin 
Parlament Köniz, 
Oberwangen b. Bern

Nicole Jost-Bichsel 
1971, Kauffrau/Geschäfts-
frau, Liegenschafts-, Frei -
zeit- und Sportkommission 
der Gemeinde Belp, Belp

Anja Pflugshaupt 
1985, Hausfrau auf landw. 
Betrieb, Mitglied Tiefbau- 
und Unweltkommission 
Schwarzenburg, Milken



10 Motorfahrzeugsteuern

15’153 Bernerinnen und Berner sagen NEIN zu 
höheren Motorfahrzeugsteuern!

Bereits zum dritten Mal innert weniger Jahre 
versucht das Kantonsparlament, die Motor-
fahrzeugsteuern zu erhöhen. Für Partei-
präsident Manfred Bühler ist das eine 
Missachtung des Volkswillens: «Bereits das 
Nein zum nationalen CO2-Gesetz macht 
deutlich, dass die Bevölkerung keine Klima-
politik mittels Strafsteuern wünscht.» 
Grossrat Thomas Knutti doppelt nach: «Die 
Erhöhung der Motorfahrzeugsteuern ist ei-
ne Zwängerei.» 
 
Die zusätzlichen Einnahmen von 40 Millio-
nen aus der Motorfahrzeugsteuer sollen 
dann wieder rückverteilt werden. «Reine 
Augenwischerei», ist Grossrätin Andrea 

Heute reichten die SVP Kanton Bern und der Bund der Steuerzahler (BDS) das kantonale 
Referendum gegen die geplante Erhöhung der Motorfahrzeugsteuern ein. Die Unterschrif-
tensammlung wurde breit unterstützt sowohl aus dem Gewerbe wie auch von Pro Libertate 
und ACS. Alle sind sich einig: Die Motorfahrzeugsteuern sollen nicht erhöht werden!

Gschwend überzeugt: «Wer Auto, Töff oder 
Lieferwagen fährt, soll also neu bis zu über 
100 Franken mehr zahlen. Von diesem Geld 
soll dann an die Steuerzahlenden etwas ver-
gütet werden und zwar an Gutverdienende 
200 Franken, an Schlechtverdienende noch 
mickrige 10 Franken pro Jahr?» Unklar ist, 
wieviel überhaupt rückverteilt wird nach Ab-
zug der zusätzlichen Verwaltungskosten, 
namentlich der im Grossratsvortrag er-
wähnten Kosten für die notwendigen Soft-
wareanpassungen bei den Steuerberech-
nungsmodulen, aber auch bei den 
Datenbanken, Schnittstellen, Fakturierun-
gen etc. 
 

Insbesondere im ländlichen Raum regt sich 
Widerstand. «Die Landbevölkerung und das 
Gewerbe, welches zwingend auf ein stärke-
res und für jedes Gelände geeignetes Fahr-
zeug angewiesen ist, soll mehr bezahlen.  
Von der Rückverteilung profitieren dann 
aber auch die Städter, deren Busse und 
Trams im 5-Minuten-Takt verkehren», stellt 
Grossrat Etienne Klopfenstein fest.  
 
Die Erhöhung der Motofahrzeugsteuern 
führt letzten Endes dazu, dass dadurch 
auch die Preise von Produkten und Dienst-
leistungen ansteigen. Für Unternehmer 
und Nationalrat Erich Hess liegt auf der 
Hand, «dass KMU und Gewerbebetriebe 
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L'UDC du canton de Berne et l'Associa-
tion des contribuables ont déposé au-
jourd'hui le référendum cantonal contre 
l'augmentation prévue de l'impôt sur les 
véhicules à moteur. La collecte de signa-
tures a été largement soutenue par le 
monde des affaires ainsi que par Pro Li-
bertate et ACS. Tout le monde est d'ac-
cord : les taxes sur les véhicules à moteur 
ne doivent pas être augmentées! 
 
Pour la troisième fois en quelques années, 
le parlement cantonal tente d'augmenter 
les taxes sur les véhicules à moteur. Pour 
le président du parti, Manfred Bühler,  
il s'agit d'un mépris de la volonté du peu-
ple : « Le Non à la loi nationale sur le CO2 
montre déjà clairement que le peuple ne 
veut pas d'une politique climatique basée 
sur des taxes punitives. » Le député Tho-
mas Knutti ajoute : « L'augmentation des 
taxes sur les véhicules à moteur est une 
contrainte. » 
 
Les recettes supplémentaires de 40 mil-
lions provenant de la taxe sur les véhicules 
à moteur doivent ensuite être redistri-
buées. Andrea Gschwend-Pieren, dé-

15’153 Bernois disent NON à l'augmentation des taxes sur les véhicules routiers!
putée, est convaincue qu'il s'agit de « pure 
poudre aux yeux » : « Quiconque conduit 
une voiture, une moto ou une camionnette 
de livraison devra payer jusqu'à 100 francs 
de plus. Sur cet argent, les contribuables 
se verront rembourser 200 francs par an 
pour les hauts revenus et un maigre 10 
francs par an pour les bas revenus ? » On 
ne sait pas exactement quel montant sera 
redistribué après déduction des coûts ad-
ministratifs supplémentaires, à savoir les 
coûts des adaptations logicielles néces-
saires pour les modules de calcul de l'im-
pôt, mais aussi pour les bases de don-
nées, les interfaces, la facturation, etc. 
mentionnés dans le discours du Grand 
Conseil. 
 
La résistance s'exprime en particulier 
dans les zones rurales. « La population ru-
rale et les entreprises, qui dépendent d'un 
véhicule plus puissant et adapté à tous les 
terrains, devraient payer davantage. Mais 
les citadins, dont les bus et les trams cir-
culent toutes les 5 minutes, bénéficieront 
également de la redistribution », déclare 
le député Etienne Klopfenstein.  
 

L'augmentation des taxes sur les véhicules 
à moteur entraîne en fin de compte une 
augmentation des prix des produits et des 
services. Pour l'entrepreneur et conseiller 
national Erich Hess, il est évident « que 
les PME et les entreprises devront réper-
cuter les coûts supplémentaires qui en dé-
coulent sur leurs clients. » Ainsi, l'ancien 
conseiller national Thomas Fuchs, de 
l'Association des contribuables, s'alarme : 
« Cette augmentation d'impôt ne touchera 
pas seulement les automobilistes en raison 
de la taxe sur les véhicules à moteur, mais 
finalement tout le monde si les prix aug-
mentent en général ! » 
 
Pour Sandra Schneider, députée et 
membre du conseil d'administration de 
l'ACS, l'accent est mis sur l'injustice :  
« C'est tout sauf social lorsque l'État punit 
ceux qui sont absolument dépendants 
d'une voiture et n'ont pas d'autres solu-
tions. » En outre, le référendum n'est pas 
une question de génération. Le conseiller 
municipal Janosch Weyermann de Pro 
Libertate le sait : « La majorité des jeunes 
ne vont pas aux manifestations pour le cli-
mat, mais sont occupés à mettre un pied 
dans le monde du travail et veulent un ap-
prentissage sûr ». 

die entstehenden Mehrkosten auf ihre Kun-
den abwälzen müssen.» Entsprechend alar-
miert ist alt Nationalrat Thomas Fuchs 
vom Bund der Steuerzahler: «Diese Steuer-
erhöhung trifft nicht nur die Autofahrer auf 
Grund der Motorfahrzeugsteuer, sondern 
letztlich alle, wenn die Preise generell stei-
gen!» 
 
Für Grossrätin und Vorstandsmitglied 
des ACS Sandra Schneider steht die Un-
gerechtigkeit im Vordergrund: «Es ist alles 

andere als sozial, wenn der Staat diejenigen 
bestraft, welche zwingend auf ein Auto an-
gewiesen sind und keine Alternativen wahr-
nehmen können.» Das Referendum ist über-
dies keine Generationenfrage. Stadtrat 
Janosch Weyermann von Pro Libertate 
weiss: «Das Gros der jungen Menschen 
geht nicht an Klimademos, sondern ist mit 
dem Fussfassen in der Arbeitswelt beschäf-
tigt und will einen sicheren Ausbildungs-
platz». 
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Impressionen von der Nominations- 
Delegiertenversammlung

Herzliche 
Gratulation 

zur Wahl




